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Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Gleichstellung, Arbeit und Soziales (Vorberatung) 28.09.2020 Ö

Kreisausschuss (Vorberatung) 07.10.2020 N
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Mitwirkung Landrat: ja Qualifizierte Mehrheit: nein

Relevanz

Gender Mainstreaming ja Migration ja

Prävention/Nachhaltigkeit ja Bildung nein

Klima-/Umwelt-/Naturschutz nein

Satzung über die Einrichtung und Tätigkeit eines 
Behindertenbeirates
Beschlussvorschlag:
Die Satzung über die Einrichtung und Tätigkeit eines Behindertenbeirates im Landkreis 
Peine wird in der Fassung des Entwurfs vom 10. September 2020 (Anlage zu dieser 
Vorlage) beschlossen. 

Sachdarstellung
Inhaltsbeschreibung:
Auf die Vorlage 2020/673 wird verwiesen. Aufgrund der Beratung in der Sitzung des 
Ausschusses für Gleichstellung, Arbeit und Soziales vom 29. Juni 2020 wurde der 
Satzungsentwurf an folgenden Stellen geändert: 

 § 1 b wurde neu formuliert und um die Mitwirkung bei Baumaßnahmen erweitert.
 Die Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder wird auf elf erhöht (bisher neun). Statt 

bisher drei Ersatzmitglieder können bis zu elf Ersatzmitglieder benannt werden. 
Beides ist geregelt in § 3. 

 Der Beginn der ersten Amtszeit wurde auf den 1. April 2021 verlegt, weil aufgrund 
des Beratungsverlaufs der 1. Januar 2021 inzwischen nicht mehr realisiert werden 
kann. 



Unverändert bleibt § 5 Abs. 2, wonach für die Teilnahme an den Sitzungen des Beirates das 
in der jeweils geltenden Satzung des Landkreises Peine festgelegte Sitzungsgeld gezahlt 
wird. Aktuell sind das 25 Euro pro Sitzung, geregelt in der Satzung des Landkreises Peine 
über Aufwandsentschädigung und Ersatz von Auslagen und Verdienstausfall für 
Kreistagsabgeordnete und sonstige Ausschussmitglieder. In dieser Satzung müsste auch, 
wenn gewünscht, eine generelle Regelung getroffen werden, ob an Teilnehmer/innen mit 
Behinderung ein erhöhtes Sitzungsgeld gezahlt werden soll. Denn eine solche Regelung 
dürfte nicht nur für Sitzungen des Behindertenbeirates gelten, sondern müsste auch dann 
gelten, wenn Teilnehmer/innen an anderen Sitzungen behinderungsbedingt einen höheren 
Aufwand haben. 

Ebenfalls unverändert bleibt § 6 Abs. 3. Demnach wird eine Person aus dem 
Behindertenbeirat auch zu Sitzungen anderer Fachausschüsse des Kreistages eingeladen 
und kann mit beratender Stimme teilnehmen, wenn Themen behandelt werden, die die 
Belange von Menschen mit Behinderung berühren. Angeregt wurde, jeweils im Vorfeld mit 
dem Behindertenbeirat zu klären, ob die Voraussetzung für eine Einladung vorliegt. Das 
erscheint aufgrund der Vielzahl von Sitzungen jedoch wenig praktikabel und es sollte 
deshalb bei der Einladung zu einer Sitzung durch die Verwaltung entschieden werden, ob es 
entsprechende Themen gibt, aufgrund derer eine Einladung des Behindertenbeirates erfolgt

Prävention:
Durch den neu zu bildenden Behindertenbeirat des Landkreises Peine erhalten die 
Menschen mit Behinderung ihre gesetzlich vorgesehene Interessenvertretung, so dass ihre 
Belange zukünftig noch besser gehört und berücksichtigt werden können. 

Ziele / Wirkungen:
Mit der neuen Satzung wird die bestehende Struktur an die Rechtslage angespasst.

Ressourceneinsatz:
Bei angenommenen vier Sitzungen im Jahr mit 11 Personen fällt Sitzungsgeld in Höhe von 
1.100 Euro an. Hinzu kommen Personal- und Sachkosten gemäß § 6 Abs. 4, also 
insbesondere für Protokollführung durch den Landkreis Peine. Da auch der bisherige 
Behindertenbeirat verwaltungsseitig begleitet wird, sind hier nur Mehrkosten zu 
veranschlagen, die auf rund 300 Euro geschätzt werden. Demgegenüber entfällt die 
Bezuschussung des bisherigen Behindertenbeirates auf privater Basis in Höhe von zuletzt 
1.400 Euro im Jahr. Soweit fallen also keine Mehrkosten im Vergleich zur derzeitigen 
Situation an. 

Allerdings sollte die bzw. der Vorsitzende des Behindertenbeirates analog anderen 
Positionen eine monatliche Aufwandsentschädigung erhalten. Beispielsweise erhält der 
Seniorenbeauftragte des Landkreises Peine monatlich 205 Euro. Eine solche Regelung 
müsste über eine gesonderte Beschlussvorlage in die Satzung des Landkreises über 
Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, 
ehrenamtlich tätige Kreiseinwohnerinnen und Kreiseinwohner sowie andere 
Ausschussmitglieder aufgenommen werden. Jährliche Mehrkosten im Falle eines 
entsprechenden (gesonderten) Satzungsänderungsbeschlusses dafür wären 2.460 Euro und 
werden oben ausgewiesen. 

Die Höhe etwaiger Kosten für behinderungsbedingte Erhöhungen von Sitzungsgeldern, 
wofür ebenfalls ein gesonderter Satzungsänderungsbeschluss erforderlich wäre, kann 
momentan nicht eingeschätzt werden. Dafür müssten Kriterien entwickelt werden und der 
Mehraufwand bestimmt werden. Das alles wäre Gegenstand einer entsprechenden 
Beschlussvorlage, so dass Mehrkosten dafür oben noch nicht ausgewiesen werden, zumal 
eine solche Regelung für alle Sitzungen gelten müsste und nicht nur für Sitzungen des 
Behindertenbeirates. 



Schlussfolgerung: 
Siehe Satzungsentwurf

Anlagen
Satzungsentwurf vom 10. September 2020
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Satzung über die Einrichtung und Tätigkeit eines 

Behindertenbeirates im Landkreis Peine 

 

 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) und des § 12 Abs. 4 des Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgesetzes 

(NBGG) hat der Kreistag des Landkreises Peine in seiner Sitzung am __.__.____ die folgende 

Satzung beschlossen:   

 

 

 

§ 1 

Name, Sitz und Stellung 

 

1. Als selbstbestimmte Vertretung der im Landkreis Peine lebenden Menschen mit 
Behinderung und von Behinderung bedrohten Menschen wird ein Beirat für Menschen 
mit Behinderung gebildet, der die Bezeichnung „Beirat für Menschen mit Behinderung 
im Landkreis Peine“ führt und seinen Sitz in Peine, Kreishaus, Burgstraße 1, hat.  
 

2. Der Beirat ist konfessionell und parteipolitisch neutral und unabhängig. Er ist weder 
weisungsbefugt, noch weisungsgebunden.  
 

 

 

 

§ 2 

Aufgaben 

 

1. Der Beirat hat die Aufgabe, sich für die gleichberechtigte Mitwirkung und Teilhabe der 
Menschen mit Behinderung am Leben in der Gemeinschaft einzusetzen und damit der 
Gefahr der Isolierung aufgrund von Behinderungen entgegenzuwirken. Er nimmt selbst 
keine Aufgaben der Arbeit mit Menschen mit Behinderung wahr, sondern berät und 
unterstützt durch eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit die staatlichen und 
kommunalen Stellen, die Träger der freien Wohlfahrtspflege, Sozialverbände und 
andere Organisationen und Gruppen bei der Durchführung der vielfältigen Aufgaben der 
Behindertenhilfe. Hierbei hat er insbesondere folgende Aufgaben:  
 

a. Vertretung der Belange der Menschen mit Behinderung gegenüber den 
Beschlussgremien und der Verwaltung des Landkreises Peine sowie gegenüber 
anderen Stellen und Trägern, die sich auf dem Gebiet der Behindertenhilfe 
betätigen,  

 
b. Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Maßnahmen, die sich auf 

Menschen mit Behinderung auswirken, also beispielsweise Baumaßnahmen 
oder auch Maßnahmen der Hilfe für Menschen mit Behinderung,  
 

c. Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Belange der Menschen mit 
Behinderung,  
 

d. Pflege der Kontakte zu Heimbeiräten, Heimfürsprechern und ähnlichen 
Gremien. 
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2. Der Beirat bestimmt im Rahmen seines Aufgabenbereichs nach Absatz 1 seine 
einzelnen Aufgaben und Tätigkeiten selbst und koordiniert sein Vorgehen bei 
Überschneidungen in Art und Umfang der Tätigkeiten durch Dritte selbst.  
 

3. Er wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben vom Landkreis Peine unterstützt.  
 

 

§ 3 

Bildung des Beirates 

 

1. Der Beirat besteht aus elf stimmberechtigten Mitgliedern.  
 

2. Zu Mitgliedern des Beirates können nur volljährige Kreiseinwohnerinnen und 
Kreiseinwohner benannt werden, bei denen eine nachgewiesene Behinderung im Sinne 
des § 2 SGB IX besteht, oder die zum Zeitpunkt der Bildung des Beirates Elternteil eines 
minderjährigen Kindes sind, bei dem eine entsprechende Behinderung vorliegt.  
 

3. Der Beirat soll paritätisch mit Frauen und Männern besetzt werden; ihm sollen 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen angehören. Mitglieder kommunaler 
Vertretungsorgane sollen nicht benannt werden.  
 

4. Die elf stimmberechtigten Mitglieder sowie bis zu elf Ersatzmitglieder werden vom 
Kreistag auf Grundlage einer Vorschlags- bzw. Bewerberliste berufen.  
 
Auf die Liste wird gesetzt, wer sich nach einem öffentlichen Aufruf entweder selbst um 
die Mitarbeit bewirbt oder wer von einer der folgenden Stellen bzw. Organisationen 
vorgeschlagen wird:  
 

 Kreisangehörige Gemeinden einschließlich der Stadt Peine 

 Kreisarbeitsgemeinschaft der Wohlfahrtsverbände im Landkreis Peine 

 Sozialpsychiatrischer Verbund 

 Sonstige Stellen bzw. Organisationen, die sich um Belange von Menschen mit 
Behinderung kümmern.  

 
Die vorgeschlagenen Personen müssen nicht der vorschlagenden Stelle bzw. 
Organisation angehören.  
 

5. Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied dauerhaft aus dem Beirat aus, tritt eines der 
Ersatzmitglieder an diese Stelle.  
 

 

 

§ 4 

Amtszeit 

 

1. Die Amtszeit des Beirates entspricht der Wahlperiode der Kreistagsabgeordneten. Die 
erste Amtszeit beginnt abweichend am 01.04.2021 und endet nicht schon mit der 
Kommunalwahl 2021, sondern erst mit Ende der 2021 beginnenden Wahlperiode.  
 

2. Sind zu Beginn einer Amtszeit die Mitglieder des neuen Beirates nicht vollzählig 
benannt, so kann der Beirat seine Arbeit dennoch aufnehmen, wenn mindestens die 
Hälfte der Mitglieder benannt worden ist.  
 

3. Jedes Mitglied des Beirates kann nach Ablauf der Amtszeit erneut benannt werden.  
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§ 5 

Rechtsstellung der Mitglieder 

 

1. Die Mitglieder des Beirates üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie sind in ihrer 
Tätigkeit parteiungebunden und von Weisungen unabhängig. 
 

2. Für die Teilnahme an den Sitzungen des Beirates erhalten die Mitglieder vom Landkreis 
Peine das in der jeweils geltenden Satzung festgelegte Sitzungsgeld.  
 

 

 

§ 6 

Geschäftsführung 

 

1. Der Beirat wählt für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte eine Vorsitzende bzw. 
einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende bzw. einen stellvertretenden 
Vorsitzenden.    
 

2. Die bzw. der gewählte Vorsitzende vertritt den Beirat nach außen. Er oder sie oder ein 
anderes vom Beirat selbst bestimmtes Mitglied des Beirates ist beratendes Mitglied im 
Ausschuss für Gleichstellung, Arbeit und Soziales des Landkreises Peine.  
 

3. Werden Themen, die die Belange von Menschen mit Behinderung berühren, in anderen 
Fachausschüssen des Kreistages behandelt, soll der Behindertenbeirat ebenfalls zu 
den entsprechenden Sitzungen eingeladen werden und mit beratender Stimme 
teilnehmen können. Auch diese Aufgabe nimmt die bzw. der gewählte Vorsitzende wahr 
oder ein anderes vom Beirat selbst bestimmtes Mitglied des Beirates.  
 

4. Die bzw. der gewählte Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte des Beirates, bereitet 
die Sitzungen vor und führt dessen Beschlüsse aus. Hierbei leistet der Landkreis Peine, 
Fachdienst Soziales, verwaltungsmäßige und technische Hilfe, stellt Räume für die 
Sitzungen zur Verfügung und stellt eine Protokollführerin bzw. einen Protokollführer.  
 

5. Die erste Sitzung des neuen Beirates wird durch den Landrat des Landkreises Peine 
einberufen. Unter seiner Leitung oder unter Leitung einer von ihm beauftragten Person 
erfolgt die Wahl des geschäftsführenden Vorstandes.  
 

 

 

§ 7 

Sitzungen 

 

1. Der Beirat wird von der bzw. dem Vorsitzenden unter Mitteilung der Tagesordnung mit 
zweiwöchiger Ladungsfrist einberufen. Die Tagesordnung kann zu Beginn der Sitzung 
durch Mehrheitsbeschluss geändert oder ergänzt werden. Die bzw. der Vorsitzende 
leitet die Sitzung.  
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2. Der Beirat ist mindestens dreimal im Jahr einzuberufen. Er ist ferner dann einzuberufen, 
wenn die bzw. der Vorsitzende oder die Mehrheit der Mitglieder es für erforderlich hält.  
 

3. Die Sitzungen sind in der Regel öffentlich; werden im Einzelfall berechtigte Interessen 
Dritter berührt, ist in nichtöffentlicher Sitzung zu verhandeln. Eine Vertreterin bzw. ein 
Vertreter des Landkreises Peine, Fachdienst Soziales, nimmt beratend an den 
Sitzungen teil. Weitere Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer können (beispielsweise aus 
den Gemeinden, der Stadt, den Wohlfahrtsverbänden) themenbezogen eingeladen 
werden.  
 

4. Zu Beginn einer jeden Sitzung erstattet die bzw. der Vorsitzende einen Bericht über die 
Aktivitäten seit der letzten Sitzung des Beirates. Hierüber kann eine Aussprache 
stattfinden.  
 

5. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 
Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.  

 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am __.__.2020 in Kraft.  

 

 

 

Peine, __.__.____ 

 

Landkreis Peine 

Der Landrat 

 

 

Franz Einhaus  
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